
des Abgeordneten Schmid 
und weiterer Abgeordneter 

ANFRAGE 

an die Bundesministerin für Inneres 
betreffend unbegleitete Minderjährige 

Die Flüchtlingsproblematik wird zu einem Dauerthema der österreichischen 
Innenpolitik, denn seitens der Europäischen Union ist weiterhin keine nachhaltige 
Lösung in Sicht. 
Nunmehr wurde durch die Salzburger Nachrichten am 10.Februar 2016 die 
Altersfeststellung unbegleiteter Jugendlicher thematisiert. Wenngleich kolportierte 
Zahlen als ungenau dargestellt werden, resultiert daraus die Verpflichtung 
entsprechende Untersuchungen als Regelfall heranzuziehen. 

Eine Altersfeststellung kostet bis zu 700 Euro 
Viele der "jugendlichen" flüchtlinge stellen sich bei den Untersuchungen als volljährig heraus. 

INGE BALDINGER 

WIEN. Teuer sind sie zweifellos. 
Wie effektiv sie sind. darilber ge­
hen die Meinungen auseinander: 
Hilfsorganisanoncn halten sie 
für Geldverschwendullg, im In­
nenministerium sieht man das 
mders. Die Rede ist von den me­
jizinischen Altersfeststellungcn, 
ienen sich Asylbewerber unter­
ziehen mussen, wenn es Zweifel 
jaran gibt, ob sie tatsächlich so 
iung sind wie behauptet. 

Wie das lnnenminiSlerium 
tben i.n einer Antwort auf eine 
parlamentarische Anfrage der 
sPö mitteilte. kostet ein Hand· 

wurzclröntgen 150 Euro- und rund 
70() Euro ein Gesarntgutachten, das 
neben diesem Röntgen auch eine 
Computertomographie des Schlüs­
selbeins und ein Zahnpanorama­
röntgen umfasst. 5322 Handwurzel­
röntgen und 2826 Altersfest5teDun­
gen seien im vergangenen Jahr ver­
anlasst worden, heißt es im Minis­
terium auf SN-Nachfrage. Gesamt­
kosten: rund 2,]5 MiR Euro. 

!Jen Einwand. dass das Geld bes­
ser in die Iletreuung der unbegleite­
ten minderjährigen Flüchtlinge in­
vestiert wäre, lässt man nicht gei­
ten. Denn bei den AlteTSÜberpru­
fungen stelle sich heraus. dass ein 
beachtlicher Thil der angeblich 

Minderjährigen volijährig ist.. Für 
das Innenministerium geht es um 
viel Geld Bin minderjähriger 
I'lüchtling kostet wegen des größe­
ren Leistungsansprudu; mit 95 Eu­
ro pro Thg wesentlich mehr als ein 
erwachsener Asylbewerber. Min­
derjährige haben zudem im allge­
meinen größere Chancen auf Asyl 
und darauf. die Familie rasch nach­
kommen zu lassen. Das fuhn dazu. 
dass viele versuchen. diesen bes­
sern Status zu erreichen - und fal­
schc Allcrsangaben machen. 

Heiden 5322 Handwurzclröntgen 
des vergangenCll Jahres stellte sich 
heraus: Nur bei 15 Prozent handclte 
es sich eindeutig und bei weiteren 

zwölf Pmzcm vermutlich um Min· 
derjährige; bei 72 Prozent wiesen 
die Indikatoren auf die Volljährig­
keit hin. Die im Zweifel folgenden 
2826 Altersfeststcllungen verließen 
48 Prozent der Untersuchten als 
eindeutigvolliährig. 

201S stellten laut Innenministc­
rium 9128 unbeglcitete Minderjäh' 
rige Asylanträge in Österreich. bei 
etwa jedem vierten kamen Zweifel 
auf, ob die Altersangaben stimmen. 
Von den ilberprüften Neuankömm­
fingen handelte es sich bei mehr als 
der Hälfte um Afghant.~~ Rund 70 
Prozent aller minderjährigen unbe' 
gleireten f.1üchtlinge in ÖSterreich 
kommen aus Afghanistan. 

In diesem Zusammenhang richten die unterfertigten Abgeordneten an die 
Bundesministerin für Inneres folgende 
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Anfrage 

1. Wie verhält sich die Behörde gegenüber Fremden, welche nachweislich ein 
falsches Alter angeben? 

2. Welche Zusatzleistungen zu Integration, Bildung, etc. werden erbracht bzw. 
was rechtfertigt den erhöhten Tagessatz für unbegleitete Minderjährige? 

3. Wie viel Prozent der Fremden, welche ein nachweislich falsches Alter 
angaben, erhielten einen positiven Asylbescheid? 

4. Wie viel Prozent der Fremden, welche ein nachweislich falsches Alter 
angaben, erhielten einen negativen Asylbescheid? 
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